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Abklärung der Folgen des Cassis-de-Dijon-
Prinzips

Wettbewerb

Günstige Auswirkungen auf die Preise versprechen sich viele auch von der Einführung
des sogenannten Cassis de Dijon-Prinzips, demzufolge der Verkauf eines importierten
Gutes automatisch zugelassen wird, wenn es den technischen Vorschriften des
Ursprungslands genügt. Mit der Überweisung eines Postulats Leuthard (cvp, AG)
beauftragte der Nationalrat die Regierung mit der Abklärung der Folgen der Einführung
dieses Prinzips für die Schweiz. Der freisinnige Ständerat Hans Hess verlangte mit
einer noch nicht behandelten Motion (Mo. 04.3473) die einseitige Einführung dieses
Prinzips in Bezug auf Einfuhren aus der EU und dem EWR. 1

POSTULAT
DATUM: 08.10.2004
HANS HIRTER

Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips für
Importe aus der EU

Wettbewerb

Im Berichtsjahr wurde die Diskussion über die Einführung des sogenannten Cassis-de-
Dijon-Prinzips (d.h. die volle Anerkennung der Zulassungsprüfungen anderer Länder,
auch wenn deren Vorschriften von den landeseigenen abweichen) weitergeführt. Die
WEKO sprach sich im April für den Warenverkehr mit der EU für dieses Prinzip aus. Im
Juni überwies der Ständerat eine Motion Hess (fdp, OW), welche die einseitige
Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe aus der EU verlangt, falls mit der
EU keine Einigung erzielt werden kann. Unterstützung fand Hess auch bei der
Konsumentenschützerin Sommaruga (sp, BE). Diese führte ins Feld, dass unnötige
Sondervorschriften der Schweiz (z.B. bezüglich Deklaration) dazu führten, dass die
importierten Produkte durch die ausländischen Produzenten speziell verpackt werden
müssen; so wird etwa auf Etiketten die gemäss Duden korrekte deutschsprachige
Bezeichnung «Sahne»  nicht akzeptiert und muss durch das in der Schweiz übliche
Synonym «Rahm»  ersetzt werden. Damit werden Parallelimporte verunmöglicht, und
die offiziellen Importeure nützten diese Marktbeherrschung auf dem kaufkräftigen
schweizerischen Markt zu massiven Preiszuschlägen aus. Gemäss Sommaruga könnten,
wo sich aus Gründen der Gesundheitspolitik oder des Tierschutzes die Respektierung
der strengeren schweizerischen Normen aufdränge, Ausnahmen vom Prinzip erlaubt
werden. Der Bundesrat war zwar mit der Annahme der Motion einverstanden, wies aber
auch darauf hin, dass eine einseitige Einführung dieses Prinzips nicht unproblematisch
wäre. So würden etwa einheimische Produzenten benachteiligt, welche sich im Inland
weiterhin an die schweizerischen Sondervorschriften halten und im Export aber
zusätzlich die EU-Vorschriften respektieren müssten. 2

MOTION
DATUM: 02.06.2005
HANS HIRTER

Revision des Gesetzes über die technischen
Handelshemmnisse - Cassis-de-Dijon-Prinzip

Wettbewerb

In seiner Antwort auf eine Interpellation Bührer (fdp, SH) erklärte der Bundesrat im Mai,
dass er sich vom Cassis-de-Dijon-Prinzip grundsätzlich eine Belebung des
Wettbewerbs und Preissenkungen verspreche. Da das Schutzniveau in Bezug auf
gesundheitliche Gefahren in den EU-Staaten seiner Ansicht nach ausreichend hoch sei,
werde er einen Vorschlag für die – unter Umständen einseitige – Einführung dieses
Prinzips für Güter aus der EU vorlegen. In einem im Herbst veröffentlichten Bericht
bekräftigte der Bundesrat seine Haltung. Da der Abschluss eines diesbezüglichen, auf
Gegenseitigkeit beruhenden Abkommens mit der EU nicht realistisch sei, wolle er eine
partielle, einseitige Anwendung des Casis-de-Dijon-Prinzips für Importe aus der EU
anstreben. Durch eine Revision des Gesetzes über die technischen Handelshemmnisse
soll dieses Prinzip insbesondere dort Anwendung finden, wo – wie etwa bei den
Lebensmitteln – die Vorschriften auch in der EU nicht vollständig harmonisiert sind. Um
die Benachteiligung einheimischer Produzenten zu vermeiden, möchte der Bundesrat

BERICHT
DATUM: 02.06.2005
HANS HIRTER
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allerdings grundsätzlich an seiner bisherigen Strategie einer bestmöglichen
Harmonisierung der Produktevorschriften mit der EU und der vertraglichen
Zusicherung der gegenseitigen Anerkennung festhalten. 3

Die Einführung des so genannten Cassis-de-Dijon-Prinzips (d.h. die volle Anerkennung
der Zulassungsprüfungen und Deklarationsvorschriften anderer Länder, auch wenn
deren Bestimmungen von den landeseigenen abweichen) im Warenverkehr mit der EU
wurde weiterhin gefordert. Angesichts der Widerstände in der EU, ein entsprechendes
gegenseitiges Abkommen mit der Schweiz abzuschliessen, machte sich namentlich die
FDP stark für eine einseitige Einführung durch die Schweiz (Ip. 06.3260). Der
Nationalrat überwies wie im Vorjahr der Ständerat die Motion Hess (fdp, OW; Mo.
04.3473) für die einseitige Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe aus der
EU, falls mit der EU keine Einigung zustande kommt. Auch die
Wettbewerbskommission(WEKO) stellte sich hinter diese Forderung. Ein Teil der
Wirtschaft und einige Politiker befürchten allerdings Nachteile für die einheimischen
Produzenten, wenn sich diese weiterhin an die schweizerischen Vorschriften aus den
Bereichen des Umweltschutzes oder der Konsumenteninformation halten müssen, die
Importgüter aber davon befreit sind. So müssen etwa in der Schweiz obligatorische
Warnhinweise auf Konsumgütern in den drei Landessprachen Deutsch, Französisch und
Italienisch angebracht sein, gemäss dem Cassis-de-Dijon-Prinzip könnten aber auch
Güter mit bloss einsprachiger Warnbeschriftung importiert werden. In einer
verwaltungsinternen Vernehmlassung verlangten Bundesstellen zuerst etwa 130 und in
einer zweiten Runde dann noch gut 100 Ausnahmen. Der Nationalrat überwies ein
Postulat Baumann (svp, TG; Po. 06.3151), welches vom Bundesrat eine Liste mit allen von
der schweizerischen Norm abweichenden EU-Regeln für den Verkauf von
Konsumgütern fordert. Im Herbst gab Bundesrätin Leuthard bekannt, dass sie eine
Revision des Gesetzes über technische Handelshemmnisse eingeleitet habe, und gegen
Jahresende wurde ein Vorentwurf dazu in die Vernehmlassung gegeben. Dieser sieht
einerseits als Schutzmassnahmen bei der Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips vor,
dass sich inländische Hersteller, die auch für den Export in einen EU-Staat produzieren,
in Zukunft für den Verkauf in der Schweiz an den Vorschriften dieses Landes
orientieren dürfen. Andererseits sollen einige wenige umwelt- oder
gesundheitspolitisch begründete Ausnahmen vom Cassis-de-Dijon-Prinzips gelten. 4

MOTION
DATUM: 15.06.2006
HANS HIRTER

Die Vorsteherin des Volkswirtschaftsdepartements, Doris Leuthard, trieb die
Vorarbeiten für die Einführung des so genannten Cassis-de-Dijon-Prinzips für Waren
aus der EU (d.h. die volle Anerkennung der Zulassungsprüfungen und
Deklarationsvorschriften ihrer Herkunftsländer, auch wenn deren Bestimmungen von
den schweizerischen abweichen) weiter voran. Gegen Jahresende gab der Bundesrat
die Liste der Ausnahmen bekannt, bei denen er von diesem Prinzip der freien Einfuhr
abweichen möchte. Insgesamt sind es nicht wie zuerst von der Verwaltung gefordert
128, sondern nur noch 18. Sie betreffen Bereiche, wo das Interesse am Schutz der
Umwelt oder der Gesundheit als prioritär eingestuft wurde. So etwa bei den Warnungen
vor gesundheitlichen Risiken auf den Zigarettenpäckchen, oder der Kennzeichnung von
Eiern, die von Hühnern aus der in der Schweiz nicht erlaubten Käfighaltung stammen.
Da diese Hinweise aber nicht mehr in zwei sondern nur noch in einer Amtssprache
angegeben werden müssen, würde der Import auch bei diesen Ausnahmen massiv
vereinfacht. Ob konsequenterweise auch auf die von Konsumenten und Landwirten
verteidigte Herkunftsdeklaration verzichtet werden soll, liess der Bundesrat noch
offen. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.11.2007
HANS HIRTER

Im Sommer veröffentlichte der Bundesrat die Botschaft für die Einführung des so
genannten Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe aus der EU. Mit einer Teilrevision des
Bundesgesetzes über technische Handelshemmnisse soll die Schweiz autonom, d.h.
ohne entsprechendes Gegenrecht durch die EU, Zulassungsprüfungen und
Deklarationsvorschriften der Herkunftsländer von Produkten auch dann vollständig
anerkennen, wenn deren Bestimmungen von den schweizerischen abweichen. Ziel der
Vorlage ist es, den Wettbewerb im schweizerischen Detailhandel zu stärken und damit
das im europäischen Vergleich hohe Preisniveau zu senken. Um eine Benachteiligung
von inländischen Produzenten zu verhindern, sollen auch diese ihre Waren in der
Schweiz verkaufen dürfen, wenn sie bloss den Normen eines EU-Staates, nicht aber den
schweizerischen genügen. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass diese Firmen die
entsprechenden Güter effektiv auch in einem EU-Staat in den Verkauf bringen. Für

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.06.2008
HANS HIRTER
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Lebensmittelimporte schlug der Bundesrat zudem eine Sonderregelung vor, wie sie
auch Deutschland kennt. Neben der Zulassung in der EU oder einem ihrer
Mitgliedsstaaten soll zusätzlich eine Bewilligung durch das Bundesamt für Gesundheit
verlangt werden. Diese wird dann erteilt, wenn das Produkt die Sicherheit und
Gesundheit der Konsumenten nicht gefährdet und bestimmte Minimalanforderungen
bezüglich der Produktinformation erfüllt. Die in der Vernehmlassung vorgebrachte
Forderung, auch ausländische Zulassungsprüfungen, wie sie insbesondere bei
Arzneimitteln vorgeschrieben sind, anzuerkennen, fand beim Bundesrat keine
Unterstützung. Immerhin plant er in diesem Bereich eine Vereinfachung des
schweizerischen Zulassungsverfahrens. Wie dies von Konsumenten und Landwirten
verlangt wurde, muss auch weiterhin die Herkunft von Rohstoffen und Lebensmitteln
deklariert werden. Für die Produktinformation reicht gemäss dem Vorschlag des
Bundesrates die Beschriftung in einer der drei Amtssprachen. Einzig Warn- und
Sicherheitsangaben müssen zwingend auch in Zukunft in der Sprache des Verkaufsorts
verfasst sein. 6

Der Ständerat befasste sich als erster mit der im Vorjahr vom Bundesrat
vorgeschlagenen Einführung des so genannten Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe
aus der EU. Es gab im Rat keine grundsätzliche Opposition. In der Detailberatung
brachte er noch einige von seiner Kommission vorgeschlagene und auch vom Bundesrat
unterstützte Änderungen an. Er verabschiedete das Gesetz über die technischen
Handelshemmnisse (THG) einstimmig (bei fünf Enthaltungen) und hiess auch das
Produktesicherheitsgesetz ohne Gegenstimme gut.

Im Nationalrat gab es sowohl von der SVP als auch von den Grünen Widerstand gegen
das Projekt. Ihre gegenseitig unterstützten Nichteintretens- und Rückweisungsanträge
scheiterten mit 98 zu 77 resp. 98 zu 78 Stimmen. Für die Grünen stand dabei das
Unterlaufen von strengeren schweizerischen Normen, beispielsweise im Umweltschutz,
im Vordergrund, bei der SVP die allfällige Benachteiligung schweizerischer
Unternehmen. Gemeinsam war beiden die Kritik an der Einseitigkeit der Marktöffnung:
Wenn schweizerische Produzenten schon kein entsprechendes Gegenrecht in der EU in
Anspruch nehmen können, hätten von der EU zumindest Gegenleistungen in
Verhandlungen zu anderen wirtschaftspolitischen Bereichen verlangt werden können.
Die vorberatende Kommission hatte allerdings den Bedenken bezüglich
Inländerdiskriminierung bereits Rechnung getragen und einen entsprechenden Antrag
Baader (svp, BL) angenommen. Zur Verteidigung der Einseitigkeit der
Importliberalisierung gab Kommissionssprecher Theiler (fdp, LU) zu bedenken, dass es
illusorisch wäre zu glauben, die EU wäre bereit, schweizerische Sicherheitsvorschriften
zu anerkennen, wenn diese von EU-Normen abweichen. In der Detailberatung nahm der
Nationalrat einen Antrag Scherer (svp, ZG) an, der verlangte, dass bei den
Produkteinformationen auch das Herkunftsland angegeben werden muss. Das
Produktesicherheitsgesetz nahm der Rat gegen den Widerstand der SVP an.

In der Differenzbereinigung beschloss der Ständerat, dass nur bei Lebensmitteln und
Rohstoffen das Herkunftsland angegeben werden muss, hingegen nicht bei
verarbeiteten Gütern, wo dieses Kriterium wesentlich komplexer zu handhaben ist. Die
grosse Kammer schloss sich dieser Variante an. In der Schlussabstimmung hiess der
Ständerat das Bundesgesetz über die technischen Handelshemmnisse mit 40 zu 2
Stimmen gut. Im Nationalrat fiel das Ergebnis mit 101 zu 82 Stimmen knapper aus; die
SVP hatte geschlossen (bei einer Enthaltung) und die Grünen fast geschlossen (eine
Enthaltung und zwei Ja-Stimmen) dagegen votiert. Beim Produktesicherheitsgesetz war
im Nationalrat nur die SVP dagegen; der Ständerat war einstimmig dafür. 

Eine kleine Gruppierung von Landwirten aus der Westschweiz lancierte das
Referendum gegen das Gesetz über die technischen Handelshemmnisse. Obwohl sie
von der SVP, der GP, den SD, der PdA und der Jungen SVP unterstützt wurden, brachten
sie mit rund 46'000 nicht genügend Unterschriften zusammen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.06.2009
HANS HIRTER
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Das Cassis-de-Dijon-Prinzip, das die Schweiz mit der Revision des Gesetzes über die
technischen Handelshemmnisse (THG) mit einseitiger Wirkung eingeführt hatte, blieb
auch nach seinem Inkrafttreten Anfang Juli v.a. im Lebensmittelbereich politisch
umstritten. SVP- und Landwirtschaftsvertreter im Nationalrat wollten der befürchteten
Nivellierung der Lebensmittelqualität nach unten die gesetzliche Grundlage entziehen.
Nach dem gescheiterten Referendum gegen das Gesetz und der vergeblichen
Opposition gegen die Verordnung zum revidierten THG Ende 2009, verlangten Erich von
Siebenthal (svp, BE) und 39 Mitunterzeichnende der SVP und der Lega dei Ticinesi im
Dezember 2010 in einer Motion die Streichung des Cassis-de-Dijon-Prinzips aus dem
THG. Gleichzeitig lancierte Jacques Bourgeois (fdp, FR) eine Parlamentarische Initiative,
welche die Streichung der Lebensmittel aus dem THG forderte und quer durch alle
Parteien 86 Mitunterzeichnende fand. Beide Geschäfte standen Ende 2010 noch zur
Behandlung im Plenum an. Bis Ende des Jahres hatte das Bundesamt für Gesundheit
(BAG) gemäss einer ersten Zwischenbilanz 21 Gesuche für den Import von
Lebensmitteln nach dem Cassis-de-Dijon-Prinzip gutgeheissen und deren 14 abgelehnt.
Gegen sechs Entscheide waren beim Bundesverwaltungsgericht (BVGer) Beschwerden
hängig. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.12.2010
SUZANNE SCHÄR

Exceptions à l'application du principe du
«Cassis de Dijon»

Aussenwirtschaftspolitik

Dans le cadre de la révision partielle de la loi sur les entraves techniques au
commerce, et après avoir retardé sa décision suite au dépôt de 130 demandes
d’exceptions, le Conseil fédéral a finalement arrêté en fin d’année 18 exceptions à
l'application du principe du «Cassis de Dijon». Sur ces 18 exceptions, 5 sont complètes
et irrémédiables (obligation d'indiquer la teneur en alcool pour les boissons alcoolisées
sucrées, qui vise à protéger les jeunes; interdiction d'utiliser du plomb dans les
peintures et les vernis, aux fins de protection de la santé et de l'environnement, etc.) et
13 partielles ou limitées dans le temps. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.11.2007
ELIE BURGOS

exceptions à l’application du principe du
« Cassis de Dijon »

Energiepolitik

En mai de l’année sous revue, le Conseil fédéral a décidé d’inscrire dans la liste des
exceptions à l’application du principe du « Cassis de Dijon » les prescriptions en
matière d’efficacité énergétique concernant les appareils électriques qu’il avait
arrêtées en 2009. Cette décision s’inscrit dans le cadre de la mise en œuvre de la loi
fédérale révisée sur les entraves techniques au commerce (LETC) et répond, par
anticipation, à une motion déposée peu auparavant par la CEATE-CN. Informée lors de
la session d’été, la chambre du peuple a logiquement rejeté à l’unanimité ladite motion.
(Concernant la LETC, voir ici, ainsi que ici) 10

MOTION
DATUM: 13.12.2010
NICOLAS FREYMOND

Cassis de Dijon

Lebensmittel

En fin d’année, l’USP a porté plainte contre divers produits ne respectant pas la
législation helvétique mais ayant obtenu des autorisations en vertu de l’application du
principe du Cassis de Dijon. Ce dernier permet la vente de tout produit en Suisse s’il
est fabriqué au sein de l’UE, sauf exception tels les produits alimentaires ne respectant
pas les prescriptions helvétiques. En décembre, une initiative parlementaire Bourgeois
(plr, FR) a été déposée demandant d’exclure les denrées alimentaires du champ
d’application du principe du Cassis de Dijon. La Fédération romande de
consommateurs a appuyé cette demande, estimant que le Cassis de Dijon oblige
d’aligner l’ensemble de la production suisse vers des normes moins exigeantes en

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.12.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER
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termes de qualité et donc que la production agricole suisse perd son principal atout. La
thématique du Cassis de Dijon est plus précisément abordée dans la partie I, 4a
(Wettbewerb). 11

supprimer l’application du principe du Cassis
de Dijon

Internationale Landwirtschaftspolitik

Le Conseil national a rejeté par 94 voix contre 87 une motion von Siebenthal (udc, BE)
visant à supprimer l’application du principe du Cassis de Dijon. Le motionnaire a
estimé que ledit principe affaiblit le niveau de sécurité des produits en Suisse, les
produits importés ne respectant pas les standards helvétiques, abaisse la qualité des
produits suisses, les producteurs pouvant s’aligner sur les législations européennes les
plus permissives, et désavantage l’industrie suisse d’exportation, le principe étant
appliqué unilatéralement. Lors des débats, les opposants au Cassis de Dijon ont
également rappelé que son application n’a pas répondu aux attentes. Le gouvernement
a assuré qu’une réglementation plus sévère peut être exigée pour les produits agricoles
suisses afin de les distinguer des produits importés et que des mesures spécifiques
peuvent être élaborées dans le cas où des producteurs suisses contournent les
exigences mises en place dans le cadre de la stratégie qualité. La grande majorité des
groupes écologiste et démocrate du centre, ainsi qu’un tiers du groupe démocrate
chrétien ont adopté la motion. Le principe du Cassis de Dijon est plus particulièrement
abordé dans la partie I, 4a,  voir ici. 12

MOTION
DATUM: 09.06.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Cassis-de-Dijon-Prinzips

Wettbewerb

Die Kommissionen für Wirtschaft und Abgaben der beiden eidgenössischen Räte (WAK-
NR und WAK-SR) stimmten im Laufe des Berichtsjahres einer Parlamentarischen
Initiative Bourgeois (fdp, FR) zu, welche Lebensmittel vom Geltungsbereich des Cassis-
de-Dijon-Prinzips ausnehmen wollte. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.11.2011
LAURENT BERNHARD

Depuis 2010, une modification de la loi sur les entraves techniques au commerce (LETC)
permet à des produits homologués sur le marché de l'UE d'être commercialisés en
Suisse sans transformation. Cette modification s'intitule le principe du "Cassis de
Dijon". En filigrane de cette modification légale, il est possible d'apercevoir une
stratégie de lutte contre l'îlot de cherté helvétique grâce à des importations facilités. 
Face à cette modification, Jacques Bourgeois (plr, FR) a déposé une initiative
parlementaire pour exclure les denrées alimentaires du principe du "Cassis de Dijon".
Avec cette initiative, le directeur de l'Union suisse des paysans (USP) se positionne
comme porte-parole du lobby paysan. Il dénonce une perte de qualité pour les
consommateurs et des difficultés concurrentielles pour l'agriculture suisse. Lors des
discussions, bien que l'initiative parlementaire ait convaincu les deux commissions de
l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) et du Conseil des Etats
(CER-CE), elle n'a pas obtenu l'aval du Conseil fédéral. Ainsi, l'objet est passé en
chambre pour les débats. Il a effectué deux aller-retours avant d'être refusé
définitivement par la chambre des cantons. Si l'UDC, le PDC et les Verts ont réussi à
dégager une majorité au Conseil national avec 105 voix contre 71 et 11 abstentions, le
Conseil des Etats a enterré le projet par 23 voix contre 18 et 1 abstention. Les
arguments contre le protectionnisme et sur le poids économique du tourisme d'achat
ont fini par convaincre les indécis. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2015
GUILLAUME ZUMOFEN
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Wirkung Cassis-de-Dijon-Prinzip (Mo.
15.3631)

Wettbewerb

In der Herbstsession 2015 reichte der Ständerat eine Motion Hess (fdp, OW) mit 35 zu 4
Stimmen bei 2 Enthaltungen an den Nationalrat weiter und sprach sich dafür aus, die
Wirkung des Cassis-de-Dijon-Prinzips, das die Schweiz 2010 autonom eingeführt hatte,
über neue Regelungen im Bereich der Vertriebsverträge zu verbessern. Der Motionär
schlug vor, dass man, wie im Falle der Automobilbranche, auch bei anderen
Markenprodukten, die in der Schweiz oder im EWR gekauft worden sind, zugelassene
Werkstätten dazu verpflichtet müsse, diese zu reparieren, zu warten oder Garantien zu
leisten. Auf diese Weise würden, so der Motionär weiter, die Gewerbebetriebe von
mehr Freiheit und der Endverbraucher von tieferen Preisen profitieren. Der Bundesrat
wies seinerseits darauf hin, dass eine entsprechende Regelung zu einer starken
Einschränkung der Vertragsfreiheit führen würde und einem "starken Eingriff in die
Wirtschaftsfreiheit" gleichkäme. 15

MOTION
DATUM: 16.09.2015
DAVID ZUMBACH

Im März 2016 sprach sich auch der Nationalrat dafür aus, die Wirkung des Cassis-de-
Dijon-Prinzips mit neuen Regelungen im Bereich der Vertriebsverträge zu verbessern.
Im Vergleich zur kleinen Kammer, die eine entsprechende Motion Hess (fdp, OW) klar
angenommen hatte, fiel das Resultat im Nationalrat mit 93 zu 82 Stimmen knapper aus.
Dies hatte sich bereits in der vorberatenden Kommission für Wirtschaft und Abgaben
(WAK-NR) so abgezeichnet, hatte sich die Kommission doch erst nach dem
Stichentscheid von Präsidentin Leutenegger Oberholzer (sp, BL) für die Annahme des
Vorstosses ausgesprochen. In der Debatte verwies die Kommissionsminderheit in
Person von Nationalrat Walter (svp, TG) darauf, dass unklar sei, ob in diesem Bereich
überhaupt Handlungsbedarf bestehe. Der Wettbewerbskommission (WEKO) seien
bisher noch keine Fälle gemeldet worden, in denen Vertriebspartnern vom Hersteller
verboten worden sei, im EWR gekaufte Produkte in der Schweiz installieren oder warten
zu dürfen. Der Bundesrat, der die Motion ablehnte, sprach seinerseits von einem
"erheblichen Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit", der verschiedene schwerwiegende
Nebenwirkungen mit sich bringen würde. Der von einem alt-Ständerat der FDP lancierte
Vorstoss wurde am Ende von einer Koalition aus Mitte- und Linksparteien
angenommen. 16

MOTION
DATUM: 17.03.2016
DAVID ZUMBACH

Avec en filigrane l'objectif de réduire l'îlot de cherté helvétique, Hans Hess (fdp/plr,
OW) a déposé une motion qui imposerait aux fabricants de produits de mentionner
spécifiquement, dans les contrats de distribution, la possibilité pour les distributeurs
suisses de procéder à des travaux d'installation, d'entretien ou de garantie sur leurs
produits, même s'ils ont été importés depuis l'Espace économique européen (EEE). En
effet, certaines entreprises suisses refuseraient de procéder à ces travaux afin de
verrouiller le marché et de réduire la concurrence étrangère. L'auteur de la motion
souhaite donc une application effective du principe du "Cassis de Dijon". La motion a
été acceptée par les deux chambres. 17

MOTION
DATUM: 05.03.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil national puis le Conseil des Etats ont adopté le classement de la motion sur
l'application effective du principe du «Cassis de Dijon» dans le cadre de l'examen de
l'objet 17.050.

MOTION
DATUM: 06.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN
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Supprimer les entraves au commerce.
renforcer le principe du "Cassis de Dijon" en
réduisant drastiquement les exceptions

Wettbewerb

A travers un postulat, la Commission de l'économie et des redevances du Conseil des
Etats (CER-CE) souhaite réduire la liste des exceptions au principe du "Cassis de
Dijon". Une telle mesure permettrait de faciliter les importations parallèles, et donc de
lutter contre la cherté des prix en Suisse. Le Conseil fédéral s'est montré favorable au
postulat. Il a indiqué que, dans le cadre du rapport "Entraves aux importations
parallèles", plusieurs mesures avaient été prises pour réduire les freins au commerce. Il
a notamment été envisagé d'étudier les conséquences de la liste des exceptions au
principe du "Cassis de Dijon". Par conséquent, la volonté du postulat s'inscrit dans
cette dynamique. Au final, la chambre des cantons a adopté le postulat sans
discussion. 18

POSTULAT
DATUM: 27.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Pour une application effective du principe du
"Cassis de Dijon". Rapport du Conseil fédéral
sur le classement de la motion 15.3631

Wettbewerb

Le Conseil fédéral, à la lumière d'une récente étude de la Commission de la
concurrence (COMCO) et de l'arrêt du Tribunal Fédéral en la cause Gaba/Elmex,
demande le classement de la motion 15.3631. Tout d'abord, selon l'étude de la
COMCO, les cas de refus d'entreprises suisses de procéder à des travaux sur des
produits achetés dans l'EEE sont faibles. En outre, l'étude précise que les cas de refus
ne sont pas dictés par une volonté de réduire la concurrence mais par d'autres motifs
notamment techniques. Puis, le Tribunal fédéral dans son arrêt de principe Gaba/Elmex
a déterminé que des accords de protection territoriale absolue demeuraient illégaux
s'ils n'étaient pas justifiés par des motifs économiques. Par conséquent, des sanctions
directes peuvent être infligées même si la concurrence n'est pas entravée
complètement, mais uniquement affectée de manière notable. Selon le Conseil fédéral,
cette décision fait office de jurisprudence et répond à la requête de la motion. 
Ainsi, par 94 voix contre 84, le Conseil national a décidé de classer la motion. Les voix
de l'UDC et du PLR – qui s'est opposé à un objet d'un de ses membres – ont décidé du
sort de la motion. Puis, le Conseil des Etats a définitivement enterré, à l'unanimité, cet
objet qui souhaitait lutter contre l'îlot de cherté helvétique. 19
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